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1 Planungsanlass 
Anlass für diese erste Änderung des Bebauungsplans Nr. 16 ist die Schaffung weiterer Wohnbauflächen 
im Ortsteil Twielenfleth der Gemeinde Hollern-Twielenfleth. Aufgrund verringerter Mindestabstände 
bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln gegenüber Obstbauflächen kann das Wohngebiet er-
weitert werden (Näheres s. Kap. 7.1). Hierfür soll der bereits bestehende Bebauungsplan der aktuellen 
Rechtslage angepasst und nun nicht mehr benötigte Abstandsfläche zum Obstbau durch zusätzliche 
Wohnflächen ersetzt werden. Damit kann hier die gesamte Wohnbaufläche des Flächennutzungsplans 
(FNP) der Samtgemeinde Lühe als Wohngebiet genutzt werden. 

Dieses Vorhaben soll dem anhaltenden Wohnungsbedarf weiter nachkommen, welcher überwiegend 
aus dem Eigenbedarf der Gemeinde resultiert, sowie eine effizientere Nutzung des attraktiven Wohn-
standorts gewährleistet werden.  

2 Lage des Plangebietes / Bestand 

 

 Abb. 1: Luftbild mit Lage des Plangebiets, ohne Maßstab, Quelle: @ 2009 GeoBasis – DE/BKG @2019 Google 

 
Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Twielenfleth südlich angrenzend an den Ortskern und umfasst 
eine Fläche von ca. 2,8 ha.  
Der Geltungsbereich grenzt im Osten und Süden an landwirtschaftlich genutzte Flächen für den Obst-
anbau und im Norden an die rückwärtigen Grundstücksgrenzen der gemischten Bauflächen entlang 
der Mühlenstraße und der Straße Twielenfleth Am Deich. Unmittelbar westlich grenzt die westliche 
Bebauung des Mühlenwegs an das Plangebiet. Das Plangebiet wird derzeit als landwirtschaftliche Flä-
che für den Obstanbau genutzt. Zwei Wohngebäude sind bereits auf Grundlage der Festsetzungen des 
bestehenden B-Plans errichtet worden. Mit dieser ersten Änderung des Bebauungsplans wird der Be-
bauungsplan Nr. 16 insgesamt überplant, jedoch nicht aufgehoben. Im Falle einer Unwirksamkeit der 
1. Änderung erlangt der B-Plan Nr. 16 wieder Rechtskraft.  
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3 Planungsvorgaben 

3.1 Ziele der Raumordnung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Stade aus dem Jahr 2013 in der Fas-
sung der Neubekanntmachung vom 19.10.2017 ist der westliche Teil des Plangebiet als nachrichtliche 
Darstellung mit der Kennzeichnung des Vorranggebiets „Vorhandene Bebauung / Bauleitplanerisch ge-
sicherter Bereich“ und der östliche Teil auf Grund seines hohen, natürlichen standortgebundenen land-
wirtschaftlichen Ertragspotenzials als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft gekennzeichnet.  

 

Abb. 2: Ausschnitt aus dem RROP 2013 in der Fassung der Neubekanntmachung vom 19.10.2017 des Landkrei-
ses Stade, M 1:50.000, Lage des Plangebietes gekennzeichnet durch schwarzen Pfeil. 

Das Plangebiet liegt in der Kulturlandschaft Altes Land, zu der das RROP ebenfalls Aussagen trifft. Dem-
nach sind die Kulturlandschaften des Alten Landes zu erhalten und zu pflegen, Planungen sind auf die 
typischen Kennzeichen der Kulturlandschaften abzustimmen. Außerdem ist die Erhaltung und die Ent-
wicklung der Kulturlandschaft Altes Land zu unterstützen.  
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Den Zielen des Raumordnungsprogramms wird nicht widersprochen. Die Flächen werden im Flächen-
nutzungsplan bereits als Wohnbaufläche dargestellt. Es werden landwirtschaftliche Flächen überplant, 
die für die landwirtschaftliche Nutzung nicht mehr benötigt werden und somit für die vorgesehene 
Nutzung zur Verfügung stehen. 

3.2 Kulturlandschaftsanalyse Altes Land 

In der Kulturlandschaftsanalyse Altes Land aus dem Jahr 20071 findet man folgende Aussagen zu den 
Bereichen dieser Bebauungsplanänderung: 
Bereits vor dem 12. Jahrhundert fand eine Kultivierung dieses Bereiches statt. Das Plangebiet befindet 
sich an der Schnittstelle zwischen historisch linearer Siedlungsstrukturen aus dem 12.-18. Jahrhundert 
und Obstanbauflächen aus dem 18.-19. Jahrhundert. Der Bereich wird als mäßig verändert eingestuft 
mit noch erhaltenen Kulturlandschaftsstrukturen und -elementen. Das Plangebiet liegt in jüngeren Ent-
wässerungslandschaften mit teilweise erhaltenen Entwässerungsgräben, Vorflutern, Sielen und Dei-
chen. In dem Bereich werden auch Standorte von Sielen und Schleusen für die Entwässerung vermutet.  
Die historischen Schichten wie die Entwässerung, Grundstückstiefen, Parzellenstruktur und die Sied-
lungsentwicklung sollen bei Planungen berücksichtigt werden. Die Änderung des Bebauungsplans ist 
ein Eingriff in die Struktur der Kulturlandschaft. Dieser Eingriff ist wegen des Bedarfs an Wohnbauflä-
chen jedoch unvermeidbar.  

3.3 Wirksamer Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Lühe in der Fassung der Neubekanntmachung 
aus dem Jahr 2019 stellt die Flächen des Plangebiets bereits als Wohnbauflächen dar (Siehe Abbildung 
3). Nördlich und westlich des Plangebiets schließen die Flächen an Wohnbauflächen an. Östlich und 
Südlich grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen für den Obstanbau an das Plangebiet. Der Abstand 
zwischen beiden Flächen wird durch eine schmale Anpflanzfläche gebildet, die Nutzungskonflikte ver-
meiden soll und der Ortsrandgestaltung und dem Windschutz dient. Entlang der Ostseite des Mühlen-
wegs verläuft ein Hauptwander- und Radweg. In der Wohnbaufläche westlich des Mühlenwegs ver-
läuft eine Leitung zur Sammlung von Schmutzwasser.  

Der Bebauungsplan kann aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, da er den Planungsvorga-
ben der Samtgemeinde Lühe entspricht. Die dargestellte Wohnbaufläche geht nach Osten etwas über 
den Geltungsbereich hinaus, diese Flächen stehen jedoch auf absehbare Zeit nicht zur Verfügung und 
werden daher nicht überplant. 

 
1 Büro für historische Stadt- und Landschaftsforschung; Kulturlandschaftsanalyse Altes Land; im Auftrag der Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt der Freien und Hansestadt Hamburg und des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege; 
Köln 2007. 
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Abb. 3:   Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Lühe (Stand: 2019), mit Kenn-

zeichnung des Plangebietes 

3.4 Vorhandene und angrenzende Bebauungspläne 

Das Plangebiet ist weitestgehend identisch mit dem Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungs-
plans Nr. 16 „Östlich des Mühlenweges“, der mit dieser Planänderung komplett überplant wird. Der 
Bebauungsplan Nr. 16 wird nicht aufgehoben. Im Falle einer Unwirksamkeit der 1. Änderung erlangt 
der Bebauungsplan Nr. 16. wieder Rechtskraft.  

Der bisherige B-Plan setzt die Flächen überwiegend als allgemeines Wohngebiet (WA) fest. Der Müh-
lenweg selbst ist als Straßenverkehrsfläche festgesetzt, am Ende befindet sich ein Wendehammer. Am 
östlichen und westlichen Rand des Plangebiets sind bestehende Gräben als Wasserflächen bzw. Flä-
chen für die Regenrückhaltung festgesetzt.  

Zu den Obstbauflächen hin ist eine private Grünfläche von bis zu 20 m Tiefe festgesetzt, diese diente 
zum Schutz der zukünftigen Anwohner gegen die mögliche Abdrift von Pflanzenschutzmitteln. Durch 
bessere Technik konnten die Mindestabstände zu Obstbauflächen verringert werden (s. Kap. 7.1). 

Bislang wurden zwei Einfamilienhäuser direkt am Mühlenweg realisiert.   
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Abb. 4: Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 16 

3.5 Archäologie 

Derzeit sind im Plangebiet keine archäologischen Fundstellen bekannt. Wenn während der Erdarbeiten 
Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüg-
lich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwort-
lich hierfür sind gem. § 14 Abs. 1 Nds. Denkmalschutzgesetz der Grundstückseigentümer und der Leiter 
der Arbeiten. Bodenbewegungen im Rahmen von Baumaßnahmen sind dem Landkreis Stade, Archäo-
logische Denkmalpflege, Schloss Agathenburg, Hauptstraße 45, 21684 Agathenburg, rechtzeitig vor 
Beginn schriftlich mitzuteilen. 
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4 Städtebauliches Konzept 

4.1 Vorhabenbeschreibung 

Das Plangebiet erweitert die vorhandenen für den Wohnungsbau bereits festgesetzten Flächen des 
Bebauungsplans Nr. 16. Das Wohngebiet wird städtebaulich als Fortsetzung des benachbarten Wohn-
gebietes westlich des Mühlenwegs entwickelt. Entsprechend der vorangegangenen Planung wird ein 
allgemeines Wohngebiet (WA) geplant. Bebauungsdichte und Grundstücksgrößen sollen der dörfli-
chen Lage gerecht werden, damit sich die Bebauung angemessen in die Umgebung einfügt. Insgesamt 
sollen im Plangebiet ca. 25 Wohngrundstücke mit Grundstücksgrößen zwischen ca. 680 und 980 m² für 
Einzelhäuser und Doppelhäuser entstehen. 

Die für diese 1. Änderung des B-Plans Nr. 16 getroffenen Festsetzungen basieren auf dem städtebau-
lichen Konzept (Siehe Anlage 1, Gestaltungskonzept), sie orientieren sich stark an den Festsetzungen 
die für den Bebauungsplan Nr. 16 getroffen wurden.  

4.2 Art der baulichen Nutzung 

Der überwiegende Teil des Plangebietes wird als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Da es sich hier um ein Wohngebiet innerhalb einer gemischt 
genutzten dörflichen und landwirtschaftlich genutzten Umgebung handelt, werden gegenüber den all-
gemeinen Regelungen für Wohngebiete nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) keine individuel-
len Einschränkungen festgesetzt. 

Das allgemeine Wohngebiet hat im Norden zwei schmale Verlängerungen. Diese Abgrenzung erfolgte 
im B-Plan Nr. 16, um die Beseitigung der dortigen Gräben einheitlich über den B-Plan zu regeln und ein 
gesondertes wasserrechtliches Verfahren für diese Gewässerteile zu vermeiden. Die Gräben sind in-
zwischen teilweise verfüllt. Eine Aufnahme in den B-Plan wäre von daher nicht mehr erforderlich. Um 
aber nicht auf Dauer zwei verschiedene B-Pläne heranziehen zu müssen, wird der Geltungsbereich des 
vorangegangenen B-Plan Nr. 16 komplett überplant. 

4.3 Maß der baulichen Nutzung  

Entsprechend dem Charakter der angrenzenden Bebauung der Ortslage Twielenfleth und aufgrund der 
Ortsrandlage wird im gesamten Plangebiet festgesetzt, dass nur Einzel- und Doppelhaushäuser errich-
tet werden können.   
Zur Unterstützung dieses angestrebten aufgelockerten Siedlungsbildes wird festgelegt, dass je Einzel-
haus mindestens 650 m² und je Doppelhaushälfte mindestens 300 m² Grundstückfläche erforderlich 
ist.  
Die zulässige Zahl der Wohnungen je Einzel- und auch je Doppelhaushälfte wird im gesamten Plange-
biet auf maximal zwei Wohnungen festgesetzt. Die zulässige Bebauung orientiert sich an der Umge-
bung.  

Das zulässige Maß der überbaubaren Grundstücksfläche wird im allgemeinen Wohngebiet auf ortsty-
pische 30% festgesetzt (Grundflächenzahl 0,3).  
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Mit einer maximalen Firsthöhe von 9,5 m, einer maximalen Traufhöhe des Hauptdaches von 4 m und 
der Begrenzung auf ein Vollgeschoss soll die Eingliederung der neuen Bebauung in die Umgebung ge-
währleistet werden, da die Nachbarbebauungen ähnliche Maximalhöhen aufweisen.  
 
Abweichend von der festgesetzten eingeschossigen Bauweise sowie der festgesetzten Trauf- und First-
höhe sind zwei Vollgeschosse zulässig, wenn die Dachneigung zwischen 15 - 25 Grad beträgt.  
Die Traufhöhe darf dann maximal 6,5 m betragen. Dachgauben und Dacheinschnitte sind bei zwei Ge-
schossen unzulässig. Weiterhin sind auch Aufenthaltsräume oberhalb des zweiten Vollgeschosses un-
zulässig. 
 
Neben der ortstypischen, giebelständigen Einfamilienhausbebauung, meist mit Satteldach, ermöglicht 
diese Festsetzung die Errichtung von sogenannten Toskana Häusern. Mit dieser Möglichkeit sich für 
den Bau des Toskana-Häuses entscheiden zu können, soll der starken Nachfrage nach diesem Gebäu-
detyp nachgegangen werden. Das Plangebiet befindet sich außerhalb der 1. Änderung der Gestaltungs-
satzung für die historischen Ortsteile der Gemeinde Hollern-Twielenfleht, die mögliche Errichtung die-
ser, für das Alte Land untypischen, Gebäudeform wird daher in diesem Bereich des Ortes der Ge-
meinde als vertretbar angesehen.  
Die Festsetzungen werden so detailliert wie möglich getroffen, um die Errichtung von ähnlichen Misch-
formen auszuschließen und auch weiterhin ein ruhiges, harmonisches Ortsbild zu gewährleisten. Nur 
ein „echtes“ Toskana Haus soll entstehen können. Ein Überladen des neuen Wohngebiets mit einer 
Vielzahl von unterschiedlichen Gebäudetypen soll vermieden werden.   

4.4 Baugrenzen 

Die Baugrenzen wurden so festgesetzt, dass sie weitestgehend ein Abstand von mindestens 3 m zu den 
Verkehrsflächen, Wasserflächen und angrenzenden Grundstücken einhalten. Dies ist der Mindestab-
stand zu Flurstücksgrenzen nach Nds. Bauordnung (NBauO). Im Nordwesten bleibt die Baugrenze „of-
fen“ zum Nachbargrundstück bzw. verläuft an der Plangebietsgrenze. Eine mögliche Bebauung ist hier 
außerhalb des B-Plans nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) zu bewerten. Gebäude, die teilweise inner-
halb und teilweise außerhalb des B-Plans errichtet werden, sind nicht ausgeschlossen.   

Im Osten grenzt das WA gebiet an eine Wasserfläche (Graben), dieser grenzt an eine landwirtschaftlich 
genutzte Fläche. Mit einem 5 m breiten Räumstreifen zur Gewässerräumung und einem weiteren 1 m 
Abstand beträgt der Abstand der Baugrenze zum Graben hier 6 m. Der Graben selbst ist 4 m breit. 
Insgesamt wird so ein ausreichender Mindestabstand zur angrenzenden Obstbaufläche eingehalten 
und Pflanzenschutzmittel können dort dem Stand der Technik entsprechend eingesetzt werden.  

4.5 Öffentliche Grünflächen 

Im südlichsten Teil des Plangebiets wird eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Regen-
rückhaltung festgesetzt. Das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser soll hier in das da-
für vorgesehene Regenrückhaltebecken geführt und anschließend in die Wetten („Eilwettern“) abge-
leitet werden. 
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4.6 Erhaltung von Bäumen 

Entlang des Mühlenweges werden die größeren Bestandsbäume zum Erhalt festgesetzt. Diese sind 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Wenn ein Ersatz erforderlich wird, sind 
heimische Laubgehölze zu wählen.  

4.7 Wasserflächen 

Am östlichen und zum Teil am westlichen Rand des Plangebiets befinden sich Gräben. Der westliche 
Graben entlang der Straße wird im Rahmen dieses Vorhabens verfüllt. Die Flächen werden der Erschlie-
ßung zugeschlagen und können z. B. als öffentliche Parkplätze genutzt werden.  

Der vorhandene Graben auf der östlichen Seite des Plangebiets wird nicht verändert. Der Abfluss des 
Regenwassers erfolgt wie bisher. Die Einleitung von unversiegelten Flächen (Gärten) wird auch weiter-
hin zulässig sein. Die Einleitmenge darf sich jedoch gegenüber dem Abfluss von der bisherigen land-
wirtschaftlichen Fläche nicht erhöhen. Eine Einleitung von versiegelten Flächen wird daher unzulässig 
sein. Der Eigentümer der östlich benachbarten landwirtschaftlichen Flächen, hat einen Anspruch da-
rauf, dass sich der Zufluss und der Wasserstand des Grabens gegenüber dem jetzigen Zustand nicht 
erhöht. 

Die übrigen vorhandenen Grabenreste im Bereich des allgemeinen Wohngebiets werden als Bauflä-
chen überplant.  

4.8 Gestaltung 

Nach § 84 der Nds. Bauordnung (NBauO) werden einige Festsetzungen zur äußeren Gestaltung der 
Gebäude und Umgebung getroffen. Die Festsetzungen orientieren sich zum Teil an der Gestaltung der 
umliegenden Bebauung und gewährleisten die Erhaltung eines einheitlichen Siedlungsbildes.   

Die 1. Änderung des B-Plans Nr. 16 liegt nicht im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung, daher trifft 
der Bebauungsplan eigene Regelungen zur Gestaltung, welche sich an der Gestaltungssatzung für die 
historischen Ortsteile orientieren.  

Folgende Vorschriften werden in der Planzeichnung getroffen.   

„Hauptgebäude sind mit First und Traufe parallel oder senkrecht zur Erschließungsstraße zu errichten.“ 

Die Giebelständigkeit der Gebäude ist ein zentrales Element der Bauten im Alten Land und soll mög-
lichst gefördert werden. Zusätzlich ist auch die Errichtung von traufständigen Gebäuden zur Straße 
zulässig. Schrägaufstellungen sollen mit dieser Festsetzung ausgeschossen werden, ein unruhiges Orts-
bild soll vermieden werden.  

 

„Dächer von eingeschossigen Hauptgebäuden sind mit symmetrisch Satteldächern mit einer Dachnei-
gung von 40 - 60 Grad herzustellen. (Dachneigungen von zweigeschossigen Gebäuden, siehe Festset-
zung 1.2)“ 

Durch eine Festsetzung, anlehnend an die Gestaltungssatzung, in Bezug auf die Dachneigung wird ein 
einheitlicher Charakter zwischen den Bestands- und Neubauten in der 3-dimensionalen Wahrnehmung 
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gefördert. Der Dachaufbau als prägendes horizontal gliederndes Fassadenelement wird im Ortsbild 
einheitlich wahrgenommen. 

Wenn die Dachneigung zwischen 15 – 25 Grad beträgt ist auch die Errichtung von zwei Vollgeschossen 
zulässig. Die Traufhöhe darf dann maximal 6,5 m betragen. Der anhaltenden Nachfrage auch Toskana-
Häuser errichten zu können soll in diesem Wohngebiet nachgegangen werden. Um eine große Vielfalt 
unterschiedlicher Gebäudetypologien und einer damit einhergehenden Unruhe im entstehenden Orts-
bild zu unterbinden, wird die Festsetzung für die mögliche Errichtung von Toskana-Häusern eng ge-
fasst. 
 

„Die Dachflächen von geneigten Dächern sind in Pfannendeckung in den Farben Rot bis Rotbraun, Anth-
razit, als weiche Dachdeckung (Reetdach) oder als begrüntes Dach auszuführen.“ 

„Die Fassaden sind in rotem Sichtmauerwerk oder in weißem bis lichtgrauem Putz herzustellen. Holz-
häuser sind unzulässig. Bis zu einem Drittel der Gesamtfassadenfläche ist Holz zulässig.“ 

Bei der Festsetzung des Materials und der Farbe werden harmonische Farben miteinander kombiniert. 
Durch ein harmonisches Farbenspiel wird ein ruhiges Erscheinungsbild der Gebäude erzeugt. Durch die 
Beschränkung ausgewählter Farben wird der einheitliche Charakter der bestehenden Gebäude auch 
bei den Neubauten gewahrt. 

 

„Wand und Dachbaustoffe mit dauerhaft glänzenden Oberflächen sind unzulässig. Die Anlage von Fo-
tovoltaikanlagen oder Sonnenkollektoren sind im Neigungswinkel des Daches zulässig.“ 

Im Plangebiet werden glänzende Materialien ausgeschlossen, da sich Neubauten mit glänzenden Ma-
terialien nicht in die Gestaltung der bestehenden Bebauungsstrukturen einfügen würden. Durch glän-
zende Materialien würden sich diese Objekte von den Bestandsbauten – auch durch den Blendungsef-
fekt bei Besonnung – individuell hervorheben. 
 

„Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze zu errichten.“ 

Wegen der ländlichen Lage und der schlechten Erschließung durch den öffentlichen Nahverkehr ist 
festzustellen, dass je Wohnung häufig zwei Pkw im Haushalt vorhanden sind. Die übliche Anforderung 
von nur einem Stellplatz je Wohnung führt dann dazu, dass Pkws nicht auf dem Grundstück abgestellt 
werden können und den öffentlichen Straßenraum zustellen. Dies soll vermieden werden.  
 

„Zu den Straßenverkehrsflächen sind Zäune nur in Kombination mit Hecken aus Laubgehölzen zulässig. 
Zäune sind grundstücksseitig anzulegen und dürfen die Höhe der Hecke nicht überragen. Als Hecken-
gehölze sind die Arten der folgenden Pflanzenliste zu verwenden: 

Heckenpflanzen: 

Acer campestre (Feldahorn) 

Buxus sempervirens (Buchsbaum) 

Carpinus betulus (Hainbuche) 

Fagus sylvatica (Rotbuche) 

Ligustrum vulgare (Gemeiner Liguster)“ 
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Zur Gestaltung des Siedlungsbildes sind entlang der zur Straße und zu den Erschließungen der rück-
wärtigen Grundstücke als Grundstückseinfriedungen nur Hecken aus Laubgehölzen zulässig. Dabei sind 
Zäune nur grünstückseitig anzulegen. Hecken beleben und begrünen das Straßenbild und sind zugleich 
Lebensraum für viele Kleintiere.  
 
„Gärten sind vollflächig mit Vegetation zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Befestigte Flächen sind 
nur für erforderliche Zufahrten/Stellplätze, Zuwegungen und Müllstandplätze zulässig. Die flächige Ge-
staltung der Gärten mit Gesteins- oder Mineralkörnern wie z.B. Schotter und Kies ist unzulässig.“ 
 
Insbesondere in Neubaugebieten kommt es zunehmend zur Anlage von Gärten, die keinerlei offenen 
Boden mehr haben, sondern vollflächig versiegelt werden (sog. Schottergärten). Derartige Steingärten 
haben keinerlei ökologischen Nutzen und tragen zum Rückgang der Artenvielfalt bei. Ein bepflanzter 
Garten hingegen ist Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Er generiert neues Grundwasser, denn Regen 
kann dort versickern und muss nicht technisch abgeleitet werden. Er fördert durch Schatten und Küh-
lung, das Kleinklima – Steinflächen hingegen heizen sich im Sommer stark auf, werden oftmals zum 
Untergrund mit Folie abgedichtet, die Steine werden regelmäßig mit Moos-, Algen- und Pilzvernichter 
begossen.  
Daher wird die Errichtung von Schottergärten ausgeschlossen. Gärten sind vollflächig zu begrünen.  
 
Ordnungswidrigkeiten 
Um bei Verstößen gegen örtliche Bauvorschriften ein Ordnungswidrigkeiten-Verfahren einleiten zu 
können, wird in die örtlichen Bauvorschriften der erforderliche Verweis auf den § 80 Abs. 3 NBauO   
der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) aufgenommen. 
 

5 Erschließung 
Die Haupterschließung des neuen Wohngebietes erfolgt über den Mühlenweg im Westen des Plange-
biets, der von der Mühlenstraße abzweigt.  

Der Mühlenweg wird als Straßenverkehrsfläche in ausreichender Breite von 9 m festgesetzt. Der Wen-
dehammer am Ende des Mühlenwegs beträgt 22 m Radius, so dass das Wenden eines Müllfahrzeugs 
ermöglicht wird.  

Der Straßenausbau wird durch diesen B-Plan nicht festgesetzt, die Gemeinde kann darüber eigenstän-
dig entscheiden. 

Die Zuwegung von Grundstücken in zweiter und dritter Reihe erfolgt über die Anlage von öffentlichen 
Erschließungsstichen mit einer Breite von 5,5 m.  

Die Bereitstellung von Stellplätzen ist in ausreichender Zahl auf den privaten Grundstücken nachzu-
weisen. Hierzu gelten grundsätzlich die Regelungen der Ausführungsbestimmungen zu § 47 NBauO, 
die je Wohneinheit in Einfamilienhäuser 1-2 Stellplätze festlegt. Gemäß § 82 NBauO kann die Ge-
meinde die Mindestzahl als örtliche Bauvorschrift auch selbst festsetzen. In diesem Fall sind je 
Wohneinheit mindestens 1,5 Stellplätze zu errichten. Bei einem Haus mit einer Wohnung sind danach 
zwei Stellplätze erforderlich, bei zwei Wohnungen drei Stellplätze. Die Erhöhung gegenüber der NBauO 
ist erforderlich, da die 5,5 m breiten Erschließungsstiche nur eine sehr begrenzte Anzahl von Kfz 
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aufnehmen können. Entlang des Mühlenwegs können zusätzliche Besucherstellplätze zur Verfügung 
gestellt werden (siehe Gestaltungplan).   

Die Erschließung angrenzender landwirtschaftlicher Flächen bleibt durch diesen Bebauungsplan si-
chergestellt. Die östlich angrenzenden Flächen werden anderweitig erschlossen und die südlichen Flä-
chen bleiben über den Mühlenweg angebunden.  

6 Ver- und Entsorgung 
Die Stromversorgung erfolgt durch Anschluss an die Versorgungsleitungen der EWE.  

Das Plangebiet kann über die Leitungen der EWE an die Gasversorgung angeschlossen werden. 

Die Trinkwasserversorgung kann durch Anschluss an die Leitungssysteme des Trinkwasserverbandes 
Stader Land sichergestellt werden. Die Löschwasserversorgung wird im Rahmen der Erschließung des 
Baugebietes bei Bedarf durch neue Hydranten sichergestellt.  

Das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser soll auf der öffentlichen Grünfläche im Sü-
den des Plangebiets in das dafür vorgesehene Regenrückhaltebecken geführt und anschließend in die 
Wetten („Eilwettern“) abgeleitet werden. 

Der vorhandene östliche Graben wird nicht verändert. Es erfolgt keine zusätzliche Einleitung von Re-
genwasser. Die Freihaltung der Räumstreifen ist durch die Einzeleigentümer und dem Eigentümer der 
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen zu gewährleisten. 

Die Ableitung des Oberflächenwassers aus der Regenrückhaltefläche in Gewässer II. oder III. Ordnung 
darf maximal 1,5 l/s x ha betragen. 

Das auf den Straßenverkehrsflächen anfallende Oberflächenwasser wird über die Regenwasserkanali-
sation abgeleitet. Zur Sicherstellung der Unterhaltung des östlichen vorhandenen Grabens wird ein 5 
m breites Geh- und Fahrrecht zugunsten des für die Unterhaltung Zuständigen festgesetzt. Die Eintra-
gung einer Baulast zur verbindlichen Freihaltung des Räumstreifens kann erfolgen. 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch Anschluss an das Leitungssystem der Hamburger Stadtentwäs-
serung „Untere Elbe“ (HSE). Im Mühlenweg wird hier nun die Anlage von Schmutzwasserleitungen er-
forderlich. Die Westseite des Mühlenwegs wird über eine getrennt verlaufende Leitung entwässert, 
die auf den privaten Grundstücken verläuft und an die nicht angeschlossen werden kann. 

Eine Satzung des Landkreises Stade regelt den Anschluss aller bebauten Grundstücke an die öffentliche 
Müllbeseitigung. Altlastenstandorte oder Altlastenverdachtsflächen sind im Plangebiet nicht bekannt 
und aufgrund der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung nicht zu erwarten. Sollten Altlasten ent-
deckt werden, so ist dem Landkreis Stade Anzeige zu machen. 

7 Immissionsschutz 
Im Bereich des Plangebiets sind Immissionen aus dem Bereich der Landwirtschaft zu erwarten. 
Das Plangebiet ist im Osten und Süden von intensiv genutzten Obstbauflächen umgeben und die land-
wirtschaftliche Nutzung ist weiterhin auf Dauer vorgesehen. 
Die Interessen der Obstbauern nach einer betriebswirtschaftlich sinnvollen Fortsetzung der Bewirt-
schaftung sind zu berücksichtigen und als ortsüblich hinzunehmen. Neben den Lärmemissionen durch 
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die auch zu Nachtzeiten und an Wochenenden notwendigen Arbeiten auf den Obstbauflächen spielt 
insbesondere die mögliche Abdrift von Pflanzenschutzmitteln bei der Behandlung der Pflanzen eine 
Rolle.  
Die bereits im Bebauungsplan eingehaltenen Abstände sind bei der Bewirtschaftung der Flächen nach 
guter, fachlicher Praxis ausreichend. Des Weiteren ist die Bewirtschaftung der Obstflächen in norma-
lem Umfang nach dem Gebot der gegenseitigen nachbarschaftlichen Rücksichtnahme vorzunehmen. 

7.1 Schutz von Umstehenden und Anwohnern, die der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln zugrunde gelegt werden  

Mit einer Bekanntmachung im Bundesanzeiger hat das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit (BVL) im Jahr 2016 die Abstände neu geregelt und dargelegt, welche Mindestabstände 
zum Schutz von Umstehenden und Anwohner sich aus den Risikoabschätzungen im Zulassungsverfah-
ren ergeben (Bekanntmachung BVL 16/02/02 vom 27. April 2016, BAnz. AT 20.05.2016 B5).  

Die vorangegangene Bewertungsbasis entspricht nicht mehr dem Stand von Wissenschaft und Technik. 
Sie wurde durch neue Bewertungsmodelle basierend auf einem Leitliniendokument der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) abgelöst (Leitlinie für die Expositionsbewertung von An-
wendern, Arbeitern, Anwohnern und Umstehenden bei der Risikobewertung von Pflanzenschutzmit-
teln2). 

Der Mindestabstand zu Umstehenden und Anwohnern darf bei Anwendungen in Raumkulturen (z. B. 
Apfelplantagen) 5 Meter nicht unterstreiten. Dieser Mindestabstand ist vom Anwender immer einzu-
halten. Die Begründung hierfür liefert ein auf Abdrifteckwerten basierendes beschriebenes Modell zur 
Exposition Dritter.3  

Dieses Modell beinhaltet für geringere als die genannten Abstände (hier 5 m) keine Messwerte, sodass 
für diese geringeren Abstände keine Aussagen zur potenziellen Exposition möglich sind. Geringere Ab-
stände bergen somit ein durch das Modell rechnerisch nicht abschätzbares Risiko für Anwohner.  

7.2 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (Altes Land 
Pflanzenschutzverordnung - AltLandPflSchV)  

Für die Anwendung von Pflanzenschutzmittel in Hamburg und Niedersachsen wurden insbesondere 
für das Alte Land eine Verordnung über den Umgang sowie Abstände zu Gewässern erlassen.  
Da im Osten des Plangebiets ein Graben vorhanden ist, der erhalten werden soll, sind die Auswirkun-
gen dieses Grabens auf die angrenzenden Obstbauflächen von Bedeutung. Die AltLandPflSchV in der 
Fassung vom 11.03.2015, geändert durch Art. 2 V v. 20.6.2016 I 1373 mWv 24.6.2016 ist grundsätzlich 
zu beachten. Sie legt unter § 3 Besondere Bestimmungen für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
Abstände zu unterschiedlichen Grabenkategorien, gemessen an der Wasserführung der für das Alte 

 
2 EFSA (European Food Safety Authority), 2014. Guidance on the assessment of exposure of operators, workers, 

residents and bystanders in risk assessment for plant protection products. EFSA Journal 2014; 
12(10):3874, 55 pp., doi:10.2903/j.efsa.2014.3874 

3 Bekanntmachung der Leitlinien zur Expositions- und Risikoabschätzung für Umstehende und Anwohner während 
und nach der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (BVL 08/02/29) vom 2. Oktober 2008 (BAnz. S. 
4063). 
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Land typischen Gräben. § 3 Abs. 4 und 5 beinhalten die Vorschriften zu periodisch wasserführenden 
und trockenen Gräben, ein Mindestabstand vom 3,5 m zwischen Böschungskante und der ersten 
Baumreihe sind grundsätzlich zu gewährleisten. Außerdem ist für die Behandlung der ersten Baum-
reihe die Luftunterstützung des Pflanzenschutzgerätes in Richtung Gewässer wirkungslos zu machen.  
Durch diese Bestimmungen wird die Spritzmittelabdrift in Richtung Wohngebiet begrenzt, so dass die 
gewählten Abstände ausreichend sind.  

8 Umweltbericht 
Teil dieser Begründung ist ebenfalls der Umweltbericht für diesen B-Plan, siehe Teil II der Begründung. 
Er enthält auch die Ermittlung der notwendigen Kompensationsmaßnahmen für die Eingriffe in Natur 
und Landschaft. 

9 Flächen und Kosten 
Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,8 ha. Davon entfallen auf (alle Angaben Zirka-Werte)): 
 

Allgemeines Wohngebiet 20.185 m² 

Straßenverkehrsfläche 5.250m² 

Wasserflächen 1.130 m²  

Öffentliche Grünfläche  1.295 m² 

Gesamt 27.860 m² 

 
Der Gemeinde Hollern-Twielenfleth entstehen durch die Umsetzung dieses B-Plans keine Kosten.  
Die Vorhaben sind durch die jeweiligen Eigentümer zu finanzieren. Über den Bau und die Übertragung 
der öffentlichen Straßenverkehrsfläche sowie die Regenrückhaltung wird die Gemeinde mit dem Vor-
habenträger eine Vereinbarung abschließen. 
 
 
Hollern-Twielenfleth, den …………. 
 
 
 
....................................................... 
Bürgermeister 
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